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  § 56
Heranziehung zu den Beiträgen für einen Unterhaltungsverband

 (1)  1) Ist eine Gemeinde, die nicht einer Verbandsgemeinde angehört, oder eine Verbandsgemeinde
Mitglied eines Unterhaltungsverbandes, kann sie, soweit sie sich nicht für eine andere Art der Finanzie-
rung entscheidet, die Verbandsbeiträge für Grundstücke, die nicht im Eigentum der Gemeinde oder der
Verbandsgemeinde stehen, einschließlich der Kosten, die der Unterhaltungsverband an das Land abzu-
führen hat, vorrangig auf die Eigentümer, Erbbauberechtigten oder ersatzweise auf die Nutzer der im
Gemeindegebiet oder im Verbandsgemeindegebiet gelegenen, zum Verbandsgebiet gehörenden Grund-
stücke umlegen. Dabei sind der Flächenbeitrag auf alle Grundstücke nach Satz 1 und der Erschwernis-
beitrag zusätzlich auf die Grundstücke nach Satz 1, die nicht der Grundsteuer A unterliegen oder durch
Satzung nach Satz 3 ausgenommen sind, zu ermitteln und zu verteilen; die Umlage erfolgt jeweils ent-
sprechend § 55 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 nach dem Verhältnis der Fläche. Aufgrund einer Satzung der Gemein-
de oder der Verbandsgemeinde dürfen solche Grundstücke von der Umlage des Erschwernisbeitrages
ausgenommen werden, deren Flächen unwesentlich versiegelt sind, die für gemeinnützige oder mildtä-
tige Zwecke genutzt werden und deren Nutzung und Finanzierung in keinem öffentlich-rechtlichen Zu-
sammenhang stehen.

 (2) Die Umlagen werden wie Gebühren nach dem Kommunalabgabengesetz erhoben.

Fußnoten
 

 

* Dieses Gesetz dient der Umsetzung der
1. Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011
über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABl.
L 26 vom 28. 1. 2012, S. 1),
2. Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur
Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpo-
litik (ABl. L 327 vom 22. 12. 2000, S. 1), zuletzt geändert durch die Richtlinie 2009/31/EG (ABl. L
140 vom 5. 6. 2009, S. 114),
3. Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006
über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27. 12. 2006, S. 36).

 

1 Bekanntmachung einer Entscheidung des Landesverfassungsgerichts Sachsen- Anhalt vom 22.
Juli 2015 (GVBl. LSA S. 388): “Aus dem Urteil des Landesverfassungsgerichts vom 30. Juni 2015 -
LVG 3/14 - wird die Entscheidungsformel veröffentlicht:
Art. 2 Nr. 17 des Gesetzes zur Änderung wasserrechtlicher Vorschriften vom 21.03.2013 (GVBl. S.
116) ist mit Art. 87 Abs. 3 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt insoweit unvereinbar, als er
hinsichtlich der Verwaltungskosten keine Kostendeckungsregelung für die den Beschwerdeführe-
rinnen übertragene Aufgabe der vermittelnden Veranlagung enthält.
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Die vorstehende Entscheidungsformel hat gemäß § 30 Abs. 2 Satz 1 des Landesverfassungsge-
richtsgesetzes vom 23. August 1993 (GVBl. LSA S. 441), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes
vom 5. November 2009 (GVBl. LSA S. 525), Gesetzeskraft.”
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